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Politik

Bundesrat billigt KHZG
Länder schließen sich DKG-Forderung an, Abschlags- durch Zuschlagsregelung zu ersetzen

Grünes Licht für das KHZG: Der Bundesrat hat am 9. Oktober 
2020 das Krankenhauszukunftsgesetz gebilligt, das am 18. Sep-
tember im Bundestag beschlossen wurde. In einer Entschlie-
ßung zu dem Gesetz fordern die Länder eine pauschale Förde-
rung zur Vereinfachung und Entbürokratisierung des Verfah-
rens sowie eine Verlängerung der Antragsfrist bis Ende 2022.
Darüber hinaus schließt sich der Bundesrat der Forderung der 
DKG an, die vorgesehene Abschlagsregelung durch eine Zu-
schlagsregelung zu ersetzen. Aufgrund der angespannten Haus-
haltslage vieler Krankenhäuser sei davon auszugehen, dass es 
nicht möglich sein wird, alle notwendigen Investitionen in die 
digitalen Dienste in ausreichendem Maße zeitnah vorzuneh-
men. Die ab dem Jahr 2025 vorgesehene Regelung sieht einen 
Abschlag in Höhe von bis zu 2 % des Rechnungsbetrages vor 
für Krankenhäuser, die keine ausreichenden digitalen Dienste 
bereitstellen. Diese Regelung stellt nach Auffassung der Länder 
eine Bedrohung der langfristigen wirtschaftlichen Leistungs
fähigkeit der Kliniken dar. Zum Aufbau und Erhalt einer leis
tungsstarken digitalen Infrastruktur seien stattdessen Zuschlä-
ge sinnvoll.
Das mit dem KHZG beschlossene Investitionsprogramm will 
moderne Notfallkapazitäten sowie eine bessere digitale Infra-
struktur unterstützen. Auch Investitionen in die IT- und Cyber-

sicherheit sind vorgesehen. Hierfür werden 3 Mrd. € aus dem 
Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt. Die Länder sollen wei-
tere Investitionsmittel in Höhe von 1,3 Mrd. € aufbringen. Mit 
dem Gesetz wird der Krankenhauszukunftsfonds eingeführt. 
Auch wird der Ganzjahresausgleich zur Kompensation Corona-
bedingter Erlösausfälle geregelt.
Das Krankenhauszukunftsgesetz sieht außerdem vor, teil- und 
vollstationäre Erlösausfälle aufgrund der Pandemie durch einen 
Ausgleichssatz zu kompensieren, der auf der Selbstverwal-
tungsebene ausgehandelt wird. Die im Krankenhausplan aus-
gewiesenen Krankenhäuser verzeichnen nicht nur im (teil-)
stationären, sondern auch im ambulanten Bereich erhebliche 
Corona-bedingte Erlösausfälle, heißt es in der Entschließung. 
Daher sollte bei der Aushandlung des dauerhaften Ausgleichs-
satzes der ambulante Bereich angemessen berücksichtigt wer-
den. Mit Blick auf die Erfahrungen mit der Umsetzung des 
Krankenhausstrukturgesetzes bewertet der Bundesrat den Um-
stand mit Skepsis, dass der Gesetzgeber erneut keine Vorsorge 
trifft für den Fall, dass die Partner der Selbstverwaltung zu kei-
ner Einigung gelangen. Der Bundesrat sieht hier erhebliche Ri-
siken für Universitätsklinika und Maximalversorger, die wegen 
der Nichtrückwirkung der aktuell geltenden Ausgleichssätze in 
erheblichem Umfang mit den Kosten der Bekämpfung der er-

sten Welle der Corona-Pande-
mie belastet und zum Teil mit 
erheblichen Liquiditätsengpäs-
sen konfrontiert sind.
Um finanzielle Risiken und Li-
quiditätsengpässe für die Uni-
versitätsklinika und Maximal-
versorger zu vermeiden, for-
dern die Ländervertreter, die 
Geltungsdauer der gegenwär-
tigen Ausgleichsregelung vom 
30. September 2020 mindes
tens bis zum Inkrafttreten 
einer Einigung über den Aus-
gleichssatz zu verlängern, 
mindestens aber bis zum 
31. März 2021.
Mit dem Gesetz wird das durch 
die Koalition am 3. Juni 2020 
beschlossene „Zukunftspro-
gramm Krankenhäuser“ umge-
setzt. Der Bundestag hat am 
18. September 2020 in 2. und 
3. Lesung das „Krankenhaus-
zukunftsgesetz“ (KHZG) be-
schlossen.� nFoto: Bundesrat


